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2. Instanz

Aktenzeichen L 11 KA 2/20
Datum 24.11.2021

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts KÃ¶ln vom
04.12.2019 wird zurÃ¼ckwiesen.

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens in beiden RechtszÃ¼gen mit
Ausnahme der Kosten der Beigeladenen zu 1) bis 4), 6) und 7), die ihre
auÃ�ergerichtlichen Kosten selbst tragen. 

Die Revision wird nicht zugelassen.

Der Streitwert wird fÃ¼r beide RechtszÃ¼ge endgÃ¼ltig auf 60.000,00
â�¬ festgesetzt.

Â 

Tatbestand

Streitig ist die ErmÃ¤chtigung des KlÃ¤gers zur Teilnahme an der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung im Hinblick auf Versicherte mit einer chronischen
pulmonalen Aspergillose (CPA).
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Der KlÃ¤ger ist TrÃ¤ger eines nach Â§Â 108 FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB
V) zugelassenen Krankenhauses in der Rechtsform einer Anstalt des Ã¶ffentlichen
Rechts. Er betreibt u.a. eine Klinik fÃ¼r Innere Medizin I â�� Onkologie,
HÃ¤matologie, Klinische Infektiologie, Klinische Immunologie, HÃ¤mostaseologie,
Internistische Intensivmedizin (im Folgenden Klinik I), dem u.a. ein sog.
â��EuropÃ¤isches Exzellenzzentrum fÃ¼r Invasive Pilzinfektionenâ�� zugeordnet
ist (Leiter: Dr. U). 

In seiner Sitzung am 12. MÃ¤rz 2014 beschloss der Zulassungsausschuss fÃ¼r
Ã�rzte R (ZA) fÃ¼r Kliniken des KlÃ¤gers â�� ohne Einbeziehung der Klinik I â�� die
VerlÃ¤ngerung von befristeten ErmÃ¤chtigungen zur Teilnahme an der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung bis zum 31. MÃ¤rz 2016. 

Mit Schreiben vom 4. April 2014 beantragte der KlÃ¤ger die â��Erweiterung der
ErmÃ¤chtigung zur Teilnahme an der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung gemÃ¤Ã� Â§
32 Abs. 2 Ã�rzte-ZVâ�� im Hinblick auf Patienten mit einer chronischen pulmonalen
Aspergillose (CPA) in der Infektionsambulanz der Klinik I fÃ¼r Innere Medizin. Zur
BegrÃ¼ndung trug er vor, dass sich in den letzten Jahren verstÃ¤rkt Patienten mit
einer CPA in der Infektionsambulanz der Klinik I vorgestellt hÃ¤tten. Diese seltene
Form der Aspergillose trete als SpÃ¤tkomplikation unterschiedlicher
Grunderkrankungen auf, so z.B. unter Steroidtherapie und bei struktureller
Lungenerkrankung (z.B. Asthma, allergische bronchopulmonale Aspergillose oder
Sarkoidose), aber auch bei Patienten mit Diabetes mellitus, chronischer
Niereninsuffizienz oder in Assoziation mit Mikroakteriosen oder einer HIV-
Erkrankung. Fallzahlen kÃ¶nnten nur grob geschÃ¤tzt werden. Die Patienten litten
unter Husten, zum Teil mit Auswurf, Luftnot, Gewichtsverlust, erheblicher
kÃ¶rperlicher Auszehrung, etwas seltener Fieber, Brustschmerzen, chronischer
MÃ¼digkeit sowie HÃ¤moptoe. Bei diesem seltenen Krankheitsbild sei die
Diagnosestellung erschwert aufgrund unspezifischer Symptome und einer Reihe
verschiedener radiologischer KrankheitsausprÃ¤gungen, die sich jedoch zum Teil
Ã¼berschnitten. Insbesondere die Abgrenzung vom klassischen Aspergillom kÃ¶nne
im Einzelfall schwierig bis unmÃ¶glich sein. Die Diagnosefindung stÃ¼tze sich im
Wesentlichen auf CT-radiologische Kennzeichen sowie den serologischen Nachweis
erhÃ¶hter Aspergillus-PrÃ¤zipitine und die mikrobiologische Isolation von
Aspergillus aus den Atemwegen. Probleme in der Versorgung entstÃ¼nden bisher
im ambulanten Bereich sowohl bei der Stellung der Diagnose als auch im weiteren
Management, sodass insgesamt die Diagnose und Behandlung der CPA in einem
fachspezifischen Zentrum sinnvoll erscheine. Bisher sei fÃ¼r CPA in Deutschland
jedoch kein Zentrum angemeldet, und aufgrund der geringen Fallzahlen in
Deutschland und weltweit beschrÃ¤nke sich die Expertise im Bereich dieser
Krankheit auf wenige Personen, sodass im Rahmen des mykotischen Schwerpunktes
der Klinik I des KlÃ¤gers bereits viele niedergelassene Ã¤rztliche Kollegen unklare
FÃ¤lle zur Mitbehandlung Ã¼berweisen wÃ¼rden.

Als Einzelfallleistungen fielen fÃ¼r das Management der CPA an:

ausfÃ¼hrliche Anamnese,
Standardlabor,
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spezielle ASP-Sero,
Wirkspiegel-Bestimmung Antimykotika,
in regelmÃ¤Ã�igen AbstÃ¤nden CT-radiologische Kontrolluntersuchung,
regelmÃ¤Ã�ige Lungenfunktionsdiagnostik,
mykologische Diagnostik,
bei Bedarf chirurgische Konsultation,
Bronchoskopie,
gegebenenfalls histologische Begutachtung.

Â 

Die Infektiologie des KlÃ¤gers verfÃ¼ge Ã¼ber langjÃ¤hrige Erfahrungen im
Bereich der Diagnostik und Therapie von invasiven Pilzerkrankungen. In
Kooperation mit der Radiologie und Pulmologie wÃ¼rden seit vielen Jahren
erfolgreich sowohl bildgebende Diagnostik als auch CT/Ultraschall oder
Bronchoskopie-gestÃ¼tzte Punktionen zur histologischen Diagnosesicherung
durchgefÃ¼hrt. Mit fortschreitender antimykotischer Exposition steige das Risiko
einer Resistenzentwicklung. HierfÃ¼r fÃ¼hre das Institut fÃ¼r klinische
Mikrobiologie des KlÃ¤gers deutschlandweit als eines der wenigen Zentren
Resistenzbestimmungen durch. Die zunehmende Nachfrage zeige, dass die
angebotenen Leistungen im niedergelassenen Bereich nicht oder nicht in
ausreichendem MaÃ�e erbracht wÃ¼rden.

Die Beigeladene zu 5) teilte unter dem 28. Januar 2015 mit, dass persÃ¶nliche
ErmÃ¤chtigungen, insbesondere bezÃ¼glich der Erbringung qualitÃ¤tsgebundener
Leistungen, Vorrang vor InstitutsermÃ¤chtigungen hÃ¤tten.

Der ZA lehnte mit Beschluss vom 18. MÃ¤rz 2015 (abgesandt am 15. April 2015)
den Antrag des KlÃ¤gers ab. FÃ¼r die Behandlung von Patienten mit chronisch
pulmonaler Aspergillose sei die regelmÃ¤Ã�ige Erbringung qualitÃ¤tsgebundener
Leistungen erforderlich, die von einer InstitutsermÃ¤chtigung nicht umfasst werden
kÃ¶nnten.

Hiergegen legte der KlÃ¤ger am 13. Mai 2015 Widerspruch ein. Diesen
begrÃ¼ndete er damit, dass die erforderlichen Leistungen im ambulanten Bereich
nicht ausreichend erbracht werden kÃ¶nnten. Probleme im Hinblick auf die
Versorgung von Patienten mit CPA bestÃ¼nden insbesondere bei der Diagnose und
im Weiteren beim Management der Krankheit. Die Diagnose- und
Versorgungsleistungen mÃ¼ssten als Teamleistung unter Einbezug verschiedener
Fachrichtungen erbracht werden. An Leistungen fÃ¼r das Management fielen
sowohl im Einzelnen angefÃ¼hrte Laborleistungen als auch die Kooperation mit der
Radiologie und der Pulmologie an. Erforderlich sei zudem die Kooperation mit der
mykologisch-mikrobiologischen Diagnostik und damit der klinischen
infektiologischen Ambulanz. Der Grundsatz der persÃ¶nlichen ErmÃ¤chtigung stehe
der Erweiterung nicht entgegen. Andernfalls seien sieben persÃ¶nliche
ErmÃ¤chtigungen erforderlich. 

Im Termin vor dem Beklagten erklÃ¤rte Herr A, Vertreter des KlÃ¤gers, er sei
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Ã¼berzeugt, dass die Leistung im Team die bessere sei, weshalb kein Antrag auf
ErmÃ¤chtigung der sieben Fachrichtungen gestellt worden sei. Es gebe nur eine
persÃ¶nliche ErmÃ¤chtigung in der Pathologie. Der ebenfalls anwesende Dr. U
ergÃ¤nzte, dass er in der Infektiologie des KlÃ¤gers die â��Regieâ�� fÃ¼hre. Dazu
gehÃ¶rten die Radiologie, Chirurgie, Pathologie, Pulmologie, Mikrobiologie und
Pharmakologie. Ggf. komme bei Ã¤lteren Patienten die Nephrologie hinzu. Mit
diesen Fachrichtungen kÃ¶nne man gut zusammenarbeiten. Es gehe um 5 bis 15
Patienten im Jahr.

Mit Beschluss vom 19. August 2015 wies der Beklagte den Widerspruch als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er aus, dass die GewÃ¤hrung
einer InstitutsermÃ¤chtigung gegenÃ¼ber persÃ¶nlichen ErmÃ¤chtigungen
nachrangig sei. Im vorliegenden Fall seien keine persÃ¶nlichen ErmÃ¤chtigungen
beantragt worden.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 4. September 2015 Klage erhoben. Er hat
vorgetragen, es bestÃ¼nden sachliche GrÃ¼nde fÃ¼r eine InstitutsermÃ¤chtigung.
Die Diagnose und das Management der CPA seien im Team unter Heranziehung von
Ã�rzten verschiedenster Fachrichtungen durchzufÃ¼hren. Damit werde deutlich,
dass es sich bei der beantragten InstitutsermÃ¤chtigung fÃ¼r den Bereich der CPA
um einen unstreitig erforderlichen, von sachlichen GrÃ¼nden getragenen Antrag
handele, dem der Grundsatz der Nachrangigkeit der InstitutsermÃ¤chtigung nicht
widerspreche. Die beantragte ErmÃ¤chtigung reihe sich vielmehr in die bereits
erteilten ErmÃ¤chtigungen sachgerecht ein.

Der KlÃ¤ger hat beantragt,

den Beschluss des Berufungsausschusses fÃ¼r Ã�rzte fÃ¼r den Bezirk der
KassenÃ¤rztlichen Vereinigung Nordrhein vom 19.08.2015 â�� Widerspruchssache
81/15 â�� aufzuheben und den Beklagten zu verurteilen, ihm eine
InstitutsermÃ¤chtigung zur Teilnahme an der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung im
beantragten Umfang zu erteilen,

hilfsweise,

den Beklagten zu verurteilen, den KlÃ¤ger unter Beachtung der Rechtsauffassung
des Gerichts neu zu bescheiden.

Der Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Er hat sich auf seine AusfÃ¼hrungen im angefochtenen Beschluss bezogen und sich
den AusfÃ¼hrungen der Beigeladenen zu 5) angeschlossen.

Die Beigeladene zu 5) hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.
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Sie hat ergÃ¤nzend zu ihren AusfÃ¼hrungen im Widerspruchsverfahren
vorgetragen, dass es sich bei einer InstitutsermÃ¤chtigung um eine Kann-Regelung
handele. Es bestehe vorliegend die MÃ¶glichkeit, persÃ¶nliche ErmÃ¤chtigungen
auszusprechen. Ein Antrag fÃ¼r die Erteilung persÃ¶nlicher ErmÃ¤chtigungen sei
indes nicht gestellt worden. VersorgungslÃ¼cken, die nicht durch die ambulante
vertragsÃ¤rztliche Versorgung geschlossen werden kÃ¶nnten, seien vorrangig auf
Grundlage des Â§ 116 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V) i.V.m. Â§ 31a
Zulassungsverordnung fÃ¼r Ã�rzte (Ã�rzte-ZV) durch die ErmÃ¤chtigung von
KrankenhausÃ¤rzten zu schlieÃ�en. Die SubsidiaritÃ¤t der InstitutsermÃ¤chtigung
wiege umso schwerer, als es sich um die Erbringung qualifikationsbezogener
Leistungen handele, die nicht Gegenstand einer InstitutsermÃ¤chtigung sein
kÃ¶nnten. 

Die Beigeladenen zu 1) bis 4), 6) und 7) haben sich zum Verfahren nicht geÃ¤uÃ�ert
und keinen Antrag gestellt.

Mit Urteil vom 4. Dezember 2019 hat das SG die Klage abgewiesen. Auf die
EntscheidungsgrÃ¼nde wird Bezug genommen.

Gegen dieses am 2. Januar 2020 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 15. Januar
2020 Berufung eingelegt. Er nimmt auf sein erstinstanzliches Vorbringen Bezug und
fÃ¼hrt ergÃ¤nzend aus, dass die ErmÃ¤chtigung fÃ¼r eine sachgerechte
medizinische Versorgung notwendig sei. Im Jahr trÃ¤ten etwa nur 10 bis 15 FÃ¤lle
auf, die in ambulanten Praxen schwer zu erkennen seien. Eine Mehrzahl von
persÃ¶nlichen ErmÃ¤chtigungen der leitenden Ã�rzte der Klinik fÃ¼r Innere Medizin
zur GewÃ¤hrleistung der einzelnen Leistungen, zumal bei singulÃ¤rer Fallzahl, sei
nicht zu erwarten und wÃ¼rde dem Leistungsspektrum als Teamleistung nicht
gerecht. Bei dem Team handele es sich um den Leiter und Vertreter anderer
interdisziplinÃ¤rer Fachbereiche handele (4 Mitarbeiter), die nur im
Zusammenwirken die Diagnostik und die richtige Therapieform finden kÃ¶nnten.
Bei einer persÃ¶nlichen ErmÃ¤chtigung mÃ¼ssten folglich alle im jeweiligen
Einzelfall eingebundenen Ã�rzte als Spezialisten innerhalb des Fachgebiets
â��invasive Pilzinfektionâ�� eine ErmÃ¤chtigung erhalten. Es gebe nur wenige
Spezialisten, die sich hauptsÃ¤chlich um diese seltenen Infektionen kÃ¼mmerten;
mit Anfragen aus dem gesamten Bundesgebiet und auch europaweit. Ein
niedergelassener Arzt kÃ¶nne ohne diese Spezialistenriege keine sachgerechte
Diagnostik und insbesondere Therapie durchfÃ¼hren. Damit sei die ErmÃ¤chtigung
nicht jedem UniversitÃ¤tsprofessor persÃ¶nlich als Alternative zum
niedergelassenen Arzt, sondern dem gesamten Team als Institution zu erteilen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts KÃ¶ln vom 4.12.2019 zu Ã¤ndern und den Beklagten
unter Aufhebung des Beschlusses vom 19.8.2015 zu verurteilen, unter Beachtung
der Rechtsauffassung des Senates erneut Ã¼ber den Widerspruch des KlÃ¤gers
gegen den Beschluss des Zulassungsausschusses vom 18.3.2015 zu entscheiden. 

Der Beklagte und der Beigeladene zu 5) beantragen,
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die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Auf Nachfrage durch den Senat hat die Beigeladene zu 5) mitgeteilt, dass die Klinik I
des KlÃ¤gers aktuell Ã¼ber keine InstitutsermÃ¤chtigungen verfÃ¼ge.

Nach vorheriger AnhÃ¶rung hat der Senat den Beteiligten von Amts wegen
gestattet, sich wÃ¤hrend der mÃ¼ndlichen Verhandlung an einem anderen Ort
aufzuhalten und dort Verfahrenshandlungen Ã¼ber den von der Justiz des Landes
Nordrhein-Westfalen zur VerfÃ¼gung gestellten Virtuellen Meetingraum (VMR)
vorzunehmen (Beschluss vom 9. November 2021). Davon haben die Beklagte und
die Beigeladene zu 5) Gebrauch gemacht.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Streitakte sowie der beigezogenen Verwaltungsakte des Beklagten und der
Beigeladenen zu 5) Bezug genommen, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung gewesen sind. 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

A. Die AntrÃ¤ge im Berufungsverfahren sind wirksam im Rahmen einer
mÃ¼ndlichen Verhandlung gestellt worden. Soweit der Beklagte und die
Beigeladene zu 5) nicht persÃ¶nlich im Gerichtssaal vertreten gewesen sind,
sondern von ihrem BehÃ¶rdensitz aus per Video- und TonÃ¼bertragung an der
Verhandlung teilgenommen haben, war dies gemÃ¤Ã� Â§ 110a Sozialgerichtsgesetz
(SGG) aufgrund des gerichtlichen Beschlusses vom 9. November 2021 zulÃ¤ssig.

B. Gegenstand des Verfahrens ist der Beschluss vom 19. August 2015, mit dem der
Antrag des KlÃ¤gers zur Teilnahme der Klinik I an der vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung im Hinblick auf Versicherte mit einer CPA abgelehnt wurde.

Nicht streitgegenstÃ¤ndlich ist der Beschluss vom 12. MÃ¤rz 2014, mit dem in
Bezug auf andere Kliniken des KlÃ¤gers ErmÃ¤chtigungen zur Teilnahme an der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung bis zum 31. MÃ¤rz 2016 verlÃ¤ngert bzw.
abgelehnt wurden. Zu der im vorliegenden Verfahren betroffenen Klinik I bzw.
Ã¤rztlichen Versorgung von Versicherten mit einer CPA traf der Beschluss vom 12.
MÃ¤rz 2014 keine Aussage. Dementsprechend geht es im vorliegenden Verfahren
nicht â�� wie der KlÃ¤ger wiederholt geltend macht â�� um eine
â��Erweiterungâ�� einer bereits erteilten ErmÃ¤chtigung, sondern um eine
erstmalige Beantragung fÃ¼r den Versorgungsbereich der CPA. 

C. Die am 15. Januar 2020 eingelegte Berufung des KlÃ¤gers gegen das ihm am 2.
Januar 2020 zugestellte Urteil des SG KÃ¶ln ist zulÃ¤ssig, insbesondere ohne
gerichtliche Zulassung statthaft (Â§Â§ 143, 144 SGG) sowie form- und fristgerecht
eingelegt worden (Â§Â§ 151 Abs. 1, 64 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1, 63 SGG). 

D. Die Klage ist unbegrÃ¼ndet. Der angefochtene Beschluss des Beklagten vom 19.
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August 2015 ist rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch darauf, dass ihm
eine InstitutsermÃ¤chtigung zur Teilnahme an der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung
zur Behandlung von Versicherten mit einer CPA erteilt wird.

I. Als Rechtsgrundlage fÃ¼r die vom KlÃ¤ger begehrte ErmÃ¤chtigung scheidet
zunÃ¤chst Â§ 31 Abs. 2 Ã�rzte-ZV i.V.m. Â§ 5 Abs. 1 BMV-Ã� i.V.m. Â§ 98 Abs. 2 Nr.
11 SGB V aus. 

1. Nach Â§ 98 Abs. 2 Nr. 11 SGB V muss die Zulassungsverordnung Vorschriften
enthalten Ã¼ber die Voraussetzungen, unter denen Ã�rzte, insbesondere in
KrankenhÃ¤usern und Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation, oder in
besonderen FÃ¤llen Einrichtungen durch die ZulassungsausschÃ¼sse zur Teilnahme
an der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung ermÃ¤chtigt werden kÃ¶nnen, die Rechte
und Pflichten der ermÃ¤chtigten Ã�rzte und Einrichtungen sowie die ZulÃ¤ssigkeit
einer Vertretung von ermÃ¤chtigten KrankenhausÃ¤rzten durch Ã�rzte mit
derselben Gebietsbezeichnung. 

Von dieser ErmÃ¤chtigung hat der Verordnungsgeber u.a. in Â§ 31 Ã�rzte-ZV
Gebrauch gemacht. Nach Â§ 31 Abs. 2 Ã�rzte-ZV kÃ¶nnen die KassenÃ¤rztliche
Bundesvereinigung und der Spitzenverband Bund der Krankenkassen im
Bundesmantelvertrag Regelungen treffen, die Ã¼ber die Voraussetzungen des
AbsatzesÂ 1 hinaus ErmÃ¤chtigungen zur Erbringung bestimmter Ã¤rztlicher
Leistungen im Rahmen der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung vorsehen. Auf dieser
Grundlage bestimmt Â§ 5 Abs. 1 Bundesmantelvertrag-Ã�rzte (BMV-Ã�), dass die
ZulassungsausschÃ¼sse Ã¼ber die ErmÃ¤chtigungstatbestÃ¤nde des Â§ 31 Abs. 1
Ã�rzte-ZV hinaus gemÃ¤Ã� Â§ 31 Abs. 2 Ã�rzte-ZV geeignete Ã�rzte und in
AusnahmefÃ¤llen Ã¤rztlich geleitete Einrichtungen zur DurchfÃ¼hrung bestimmter,
in einem Leistungskatalog definierter Leistungen auf der Grundlage des EBM
ermÃ¤chtigen kÃ¶nnen, wenn dies zur Sicherstellung der vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung erforderlich ist. 

2. Ausgehend hiervon bestehen schon Bedenken, ob der ErmÃ¤chtigungsantrag
vom 4.Â April 2014 Ã¼berhaupt zulÃ¤ssig ist. 

a) Dem Wortlaut des Â§ 5 Abs. 1 BMV-Ã� folgend muss eine ErmÃ¤chtigung so
bestimmt sein, dass die darin aufgefÃ¼hrten Leistungen den Leistungslegenden
des EBM entsprechen (allg.M.: BSG, Urteil vom 1. Juli 1998 â�� B 6 KA 11/98 R â�� 
SozRÂ 3-5520 Â§Â 31 Nr. 8 â�� Rn. 22; Hochgesang in Schiller, BMV-Ã�, 2. Aufl.
2020, Â§ 5 Rn. 4; Ladurner, Ã�rzte-ZV, Â§Â 31 Rn.Â 34). Der ErmÃ¤chtigungsantrag
enthÃ¤lt eine dahingehende Spezifizierung nicht. Insofern kÃ¶nnte es ihm bereits
an der erforderlichen Bestimmtheit fehlen (zur Notwendigkeit, die Leistungen zu
spezifieren: Kremer/Wittmann, VertragsÃ¤rztliche Zulassungsverfahren, 4. Aufl.
2021, Rn.Â 1144).

b) UnabhÃ¤ngig davon sind dem Antrag nach Â§ 31 Abs. 6 Ã�rzte-ZV die
ErklÃ¤rungen nach Â§Â 18 Abs. 2 Nr. 5 Ã�rzte-ZV beizufÃ¼gen. Daher sind die
Ã�rzte zu benennen, die in der Einrichtung arbeiten sollen. Es ist nichts dafÃ¼r
ersichtlich, dass das hier geschehen wÃ¤re.
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3. Letztlich kann dies jedoch dahingestellt bleiben. Denn eine ErmÃ¤chtigung der
Klinik I als â��Ã¤rztlich geleiteter Einrichtungâ�� scheitert daran, dass die
Voraussetzungen des ErmÃ¤chtigungstatbestandes nicht vorliegen. Gegen die
Erteilung einer InstitutsermÃ¤chtigung bestehen zwar nicht schon deshalb
durchgreifende Bedenken, weil die mit der Versorgung der CPA erfassten
Leistungen besonderen Qualifikationsanforderungen unterliegen . Jedoch steht einer
ErmÃ¤chtigung jedenfalls der Vorrang der persÃ¶nlichen ErmÃ¤chtigung entgegen
. 

a) Die Erteilung einer ErmÃ¤chtigung der Klinik I ist nicht bereits deshalb von
vornherein ausgeschlossen, weil die Erbringung der mit der Versorgung der CPA
verbundenen Leistungen qualifikationsgebunden i.S.v. Â§ 135 Abs. 2 SGB V ist, was
im vorliegenden Fall z.B. fÃ¼r die Aspergillus-AntikÃ¶rperuntersuchung
(GebÃ¼hrenordnungsposition 32631 EBM) als Leistung des Speziallabors (vgl. Ziff.
2 der PrÃ¤ambel zu Abschn. 32.3 EBM), die mykologischen Untersuchungen (vgl.
Abschn. 32.3.9 EBM) und die CT-Untersuchung des Thorax (GOP 34330 EBM; vgl.
Abschn. 34.1 Ziff. 2 EBM) gilt. Denn auch in einem solchen Fall kann eine
InstitutsermÃ¤chtigung erteilt werden, wenn in ihr sichergestellt wird, dass die
qualifikationsabhÃ¤ngigen Leistungen ausschlieÃ�lich von entsprechend
qualifizierten Ã�rzten erbracht werden (BSG, Urteil vom 25. Januar 2017 â�� B 6 KA
11/16 R â�� BSGEÂ 122, 264). Ob dies im Falle des KlÃ¤gers ein gangbarer Weg
wÃ¤re, bedarf keiner abschlieÃ�enden Beurteilung.

b) Denn nach der Rechtsprechung des BSG gibt es eine Rangfolge der
verschiedenen Formen der Teilnahme an der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung, da
die ambulante vertragsÃ¤rztliche Versorgung in erster Linie durch niedergelassene
VertragsÃ¤rzte zu gewÃ¤hrleisten ist. Verbleibende VersorgungslÃ¼cken, die die
Heranziehung weiterer Ã�rzte erfordern, sind auf der Grundlage des Â§ 116 SGB V
i.V.m. Â§ 31a Ã�rzte-ZV vorrangig durch ErmÃ¤chtigung von KrankenhausÃ¤rzten
zu schlieÃ�en. In zweiter Linie sind sie gemÃ¤Ã� Â§ 31 Abs. 1 Ã�rzte-ZV durch
ErmÃ¤chtigung weiterer Ã�rzte zu beseitigen. Erst danach kÃ¶nnen unter den
Voraussetzungen des Â§ 31 Abs. 1 Nr. 1 und 2 Ã�rzte-ZV Einrichtungen im Wege
sog. InstitutsermÃ¤chtigungen an der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung beteiligt
werden (vgl. BSG, Urteil vom 26. Januar 2000 â�� BÂ 6 KA 51/98 R â�� SozR 3-5520
Â§Â 31 Nr.Â 10 m.w.N.; zum Vorrang der niedergelassenen VertragsÃ¤rzte vgl. auch
BVerfG, Beschluss vom 17. August 2004 â�� 1Â BvRÂ 378/00 â�� SozR 4-1500
Â§Â 54 Nr.Â 4). 

Hiernach wÃ¤ren die bei dem KlÃ¤ger beschÃ¤ftigten Ã�rzte (insbesondere Dr. U
und die weiteren, namentlich nicht benannten Ã�rzte aus dem Hause des KlÃ¤gers)
zu ermÃ¤chtigen. Hierauf kÃ¶nnen die Ã�rzte nicht zugunsten der Einrichtung
verzichten (vgl. Pawlita in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V, 4. Aufl., Â§ 98 SGB V ,
Rn. 57 m.w.N.). Die MÃ¶glichkeit einer persÃ¶nlichen ErmÃ¤chtigung ist (erst dann)
unbeachtlich, wenn der Arzt sich nachdrÃ¼cklich und in geeigneter Form um sie
bemÃ¼hte, sie aber bestandskrÃ¤ftig abgelehnt wurde (vgl. BSG, Urteil vom 26.
Januar 2000 â�� BÂ 6 KA 51/98 R â�� SozR 3-5520 Â§Â 31 Nr.Â 10 â�� Rn. 20
m.w.N.). Dies ist hier offensichtlich nicht Fall. Die in Frage kommenden Ã�rzte
haben sich bislang nicht um eine ErmÃ¤chtigung bemÃ¼ht. Es sind auch keine

                             8 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/135.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2011/16%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2011/16%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%20122,%20264
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/116.html
https://www.juris.de/r3/document/KSRE079711518/format/xsl/part/K?oi=b47KfYCNBn&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-5520%20Â§%2031%20Nr.%2010
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-5520%20Â§%2031%20Nr.%2010
https://www.juris.de/r3/document/KVRE324530401/format/xsl/part/K?oi=b47KfYCNBn&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%204-1500%20Â§%2054%20Nr.%204
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%204-1500%20Â§%2054%20Nr.%204
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/98.html
https://www.juris.de/r3/document/KSRE079711518/format/xsl/part/K?oi=b47KfYCNBn&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-5520%20Â§%2031%20Nr.%2010


 

Argumente vortragen worden, warum eine persÃ¶nliche ErmÃ¤chtigung
ausscheiden sollte. Ausgehend von dem Vortrag des KlÃ¤gers, wonach die CPA eine
seltene Erkrankung handeln, die im ambulanten Bereich bislang nicht hinreichend
diagnostiziert und therapiert werden kann, dÃ¼rfte eine persÃ¶nliche
ErmÃ¤chtigung der angestellten Ã�rzte nicht offenkundig aussichtslos sein. Das gilt
insbesondere eingedenk der vom KlÃ¤ger hervorgehobenen Arbeit â��im Teamâ��.
Denn die Klinik I umfasst bei weitem nicht alle Fachbereiche, die fÃ¼r die
Versorgung von Versicherten mit einer CPA benÃ¶tigt werden. So sollen z.B.
Leistungen der Pneumologie erbracht werden, welche der Klinik fÃ¼r Innere Medizin
III untersteht. Auch radiologische, pathologische oder pÃ¤diatrische Leistungen, die
â��im Teamâ�� geleistet werden sollen, werden von der Klinik I ersichtlich nicht
erbracht und bedÃ¼rften daher persÃ¶nlicher ErmÃ¤chtigungen.

II. Ein Anspruch auf ErmÃ¤chtigung folgt auch nicht aus Â§ 31 Abs. 2 Ã�rzte-ZV
i.V.m. Â§ 5 Abs.Â 2 BMV-Ã� i.V.m. Â§ 98 Abs. 2 Nr. 11 SGB V. Denn keiner der in Â§
5 Abs. 2 BMV-Ã� genannten Leistungsbereiche (Zytologische Diagnostik von
Krebserkrankungen; Untersuchungen und Beratungen zur Planung der
Geburtsleitung im Rahmen der Mutterschaftsvorsorge) spielt bei der Versorgung der
CPA eine Rolle. 

III. Ebenfalls kann das Begehren des KlÃ¤gers nicht auf Â§ 31 Abs. 1 Satz 1 Ã�rzte-
ZV gestÃ¼tzt werden. Nach dieser Vorschrift kÃ¶nnen die ZulassungsausschÃ¼sse
Ã¼ber den Kreis der zugelassenen Ã�rzte hinaus weitere Ã�rzte, insbesondere in
KrankenhÃ¤usern, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, stationÃ¤ren
Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation oder in
besonderen FÃ¤llen Einrichtungen zur Teilnahme an der vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung, ermÃ¤chtigen, sofern dies notwendig ist, um 1. eine bestehende oder
unmittelbar drohende Unterversorgung nach Â§ 100 Abs. 1 SGB V abzuwenden oder
einen nach Â§ 100 Abs. 3 SGB V festgestellten zusÃ¤tzlichen lokalen
Versorgungsbedarf zu decken oder 2. einen begrenzten Personenkreis zu versorgen,
beispielsweise Rehabilitanden in Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation oder
BeschÃ¤ftigte eines abgelegenen oder vorÃ¼bergehenden Betriebes. An einer
dahingehenden Feststellung des zustÃ¤ndigen Landesausschusses (vgl. Â§ 16
Ã�rzte-ZV) fehlt es indessen (zu deren Notwendigkeit Pawlita a.a.O. Rn. 68 m.w.N.).

Eine ErmÃ¤chtigung nach Â§ 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Ã�rzte-ZV scheidet Ã¼berdies
aus, weil vorliegend kein â��begrenzter Personenkreisâ�� betroffen ist. Die
â��Begrenztheitâ�� bezieht sich auf eine bestimmte Einrichtung, einen bestimmten
Ort (also abgeschlossene, begrenzte Einheiten), nicht einen nach abstrakten
Merkmalen abgrenzbaren Personenkreis. Nicht jede soziologische Gruppe ist ein
solcher begrenzter Personenkreis. In Betracht kommen etwa die Insassen einer
bestimmten Reha-Einrichtung oder BeschÃ¤ftigte eines abgelegenen Betriebes (vgl.
Pawlita a.a.O. Rn. 71 m.w.N.). Eine solche ErmÃ¤chtigung zur Versorgung eines
begrenzten Personenkreises kommt nur in ganz besonders gelagerten FÃ¤llen in
Betracht, in denen der Zweck, zu dem sich die diesen â��begrenzten
Personenkreisâ�� bildenden Personen freiwillig oder unfreiwillig
zusammengefunden haben, nicht erreicht werden kÃ¶nnte, wenn nicht ein
bestimmter Arzt oder eine bestimmte Ã¤rztlich geleitete Einrichtung zur
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Behandlung von auftretenden GesundheitsstÃ¶rungen ermÃ¤chtigt wird. Das
kÃ¶nnte, wenn nicht die bereichsspezifischen Sonderregelungen eingreifen
wÃ¼rden, etwa bei Soldaten oder Strafgefangenen der Fall sein. Eine derart
rÃ¤umlich begrenzte Gruppe stellen die an der CPA erkrankten Versicherten nicht
dar. Es ist nicht ausreichend, die GruppenzugehÃ¶rigkeit (nur) mittels des
Krankheitsbildes (CPA) zu begrÃ¼nden. 

IV. Der KlÃ¤ger kann schlieÃ�lich auch aus Â§ 116a Satz 1 SGB V keinen Anspruch
auf ErmÃ¤chtigung herleiten. GemÃ¤Ã� Â§ 116a Satz 1 SGB V muss der ZA
zugelassene KrankenhÃ¤user fÃ¼r das entsprechende Fachgebiet in den
Planungsbereichen, in denen der Landesausschuss der Ã�rzte und Krankenkassen
eingetretene Unterversorgung nach Â§ 100 Abs. 1 SGB V oder einen zusÃ¤tzlichen
lokalen Versorgungsbedarf nach Â§ 100 Abs. 3 SGB V festgestellt hat, auf deren
Antrag zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung ermÃ¤chtigen, soweit und solange dies
zur Beseitigung der Unterversorgung oder zur Deckung des zusÃ¤tzlichen lokalen
Versorgungsbedarfs erforderlich ist. Hier fehlt es bereits an einer Beschlusslage des
Landesausschusses i.S.v. Â§ 100 Abs. 1, 3 SGB V. 

E. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â 197a Abs.Â 1 SGG in Verbindung mit 
Â§Â§Â 154 Abs.Â 1, Abs. 2, 162 Abs.Â 3 der Verwaltungsgerichtsordnung.

F. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision bestehen nicht (Â§Â 160 Abs.Â 2 SGG).

G. Die Festsetzung des Streitwerts beruht auf der Anwendung des Â§ 197a Abs. 1
Satz 1 SGG i.V.m. Â§Â§ 47, 52 Abs. 1 Gerichtskostengesetz (GKG). Dabei ist ein
Zeitraum von drei Jahren zugrunde zu legen und mangels konkreter Anhaltspunkte
zu den zu erwartenden Einnahmen aus der ErmÃ¤chtigung pro Quartal der
Einheitsstreitwert (5.000 â�¬) anzusetzen (vgl. Landessozialgericht Niedersachsen-
Bremen, Urteil vom 27. November 2013 â�� L 3 KA 85/10). Die erstinstanzliche
Streitwertfestsetzung (5.000 â�¬) ist dementsprechend angepasst worden (Â§ 63
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 GKG).

Â 

Erstellt am: 26.04.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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